
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Zwischenstaatliche Beziehungen
Akteure Genf
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ammann, Amando
Bovey, Audrey
Bühlmann, Marc
Schnyder, Sébastien

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Bovey, Audrey; Bühlmann, Marc; Schnyder, Sébastien 2024.
Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Zwischenstaatliche Beziehungen, Genf,
2009 - 2021. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 20.04.2024.

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Volksrechte

1Aussenpolitik
1Zwischenstaatliche Beziehungen

3Aussenwirtschaftspolitik

01.01.65 - 01.01.22 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
SEM Staatssekretariat für Migration
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Für einigen Wirbel sorgten die Referenden gegen die Steuerabkommen mit
Deutschland, Grossbritannien und Österreich, die von der Auns, dem Bund der
Steuerzahler, der Juso und der jungen SVP ergriffen wurden. Aufgrund von Termindruck
musste das Abstimmungsbüchlein mit den Referenden bereits gedruckt werden,
obwohl noch nicht klar war, ob die Referenden überhaupt zustande kommen würden.
Erst Ende Oktober verfügte die Bundeskanzlei das Nichtzustandekommen der drei
Referenden aufgrund fehlender Unterschriften. Vom 56-seitigen Bundesbüchlein
waren also nur noch 18 Seiten (für die Änderung des Tierseuchengesetzes) gültig. Die
Mehrkosten für den Druck betrugen rund CHF 1 Mio. Für lange Diskussionen sorgte aber
auch die Kritik der Referendumskomitees an einzelne Gemeinden, welche für die
Beglaubigung der Unterschriften zu viel Zeit gebraucht hätten. Das Bundesgesetz über
politische Rechte (Art. 62) sieht vor, dass die Unterschriften „unverzüglich“ beglaubigt
und dem Komitee zurückgegeben werden müssen. Vor allem die Auns bemängelte
insbesondere Gemeinden aus dem Kanton Genf, die beglaubigte Unterschriften mittels
B-Post zurückgeschickt hätten, welche dann nicht fristgerecht eingereicht werden
konnten. Sie kündigte eine Liste säumiger Gemeinden und gar eine Beschwerde ans
Bundesgericht an. Auch der Gewerbeverband beklagte das Verhalten der Gemeinden im
Rahmen seiner Unterschriftensammlung gegen das Raumplanungsgesetz. In der Folge
wurden verschiedene Lösungen diskutiert. Den Gemeinden solle etwa eine Frist
vorgeschrieben werden oder die Beglaubigung sei ausserhalb der Referendumsfrist von
90 Tagen anzusetzen. Eine ähnliche Diskussion wurde bereits Anfang der 1990er Jahre
geführt, als das Referendum gegen die NEAT nur sehr knapp zustande gekommen war.
Die Staatspolitische Kommission reichte in der Folge eine Kommissionsmotion ein, die
getrennte Fristen für das Sammeln und Beglaubigen der Unterschriften verlangt. Noch
in der Wintersession nahm die grosse Kammer das Begehren an. Im Ständerat stand das
Geschäft 2012 noch aus. Ebenfalls noch nicht behandelt war eine Motion Stamm (svp,
AG) (12.4260), die die Verantwortung für die Beglaubigung nach der Frist für die
Unterschriftensammlung an die Bundeskanzlei übertragen will. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

En début d’année, le Conseil fédéral a étudié la possibilité d’accueillir un ou plusieurs
prisonniers de la base américaine de Guantanamo conformément à l’engagement des
membres de l’espace Schengen. La gauche a accueilli l’idée de manière positive en
estimant qu’il fallait contribuer à éliminer ce camp de prisonniers controversé tandis
que la droite s’est montrée plus méfiante. Seule l’UDC s’y est opposée en affirmant que
ce n’était pas à la Suisse de prendre des risques pour sa sécurité afin de régler les
problèmes que les Etats-Unis s’étaient eux-mêmes créés. Si la Conférence des
directeurs cantonaux de justice et police s’est montrée sceptique, les cantons de
Genève et du Jura se sont déclarés prêts à accueillir des détenus. En juin, un émissaire
américain chargé de la fermeture du camp s’est rendu à Berne afin de discuter de la
question. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.06.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im August 2020 machte die NZZ am Sonntag ein bisher geheimes Abkommen mit China
publik, gegen das sich in der Folge Widerstand in der Schweizer Politik regte. Aufgrund
des Abkommens wurde die Anwesenheit chinesischer Sicherheitsbeamtinnen und
-beamter in der Schweiz durch den Bundesrat geduldet; und dies ohne dass das
Abkommen vorgängig dem Parlament zur Konsultation vorgelegen hatte. Gemäss Tages-
Anzeiger erlaube das Abkommen die Ermittlung der Nationalität und Identität
chinesischer Staatsbürgerinnen und Staatsbürger durch die chinesischen
Sicherheitsbehörden in der Schweiz, sofern sich Erstere illegal im Land aufhielten. Das
2015 abgeschlossene Abkommen sei gemäss NZZ am Sonntag derart geheim gewesen,
dass selbst Mitglieder der aussenpolitischen Kommissionen keine Kenntnisse davon
gehabt hätten. Mitglieder des Nationalrats von links bis rechts empörten sich nach

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.11.2020
AMANDO AMMANN
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Bekanntwerden über diese Praxis und verlangten teilweise die Kündigung des
Abkommens. Staatssekretär Gattiker verteidigte das Vorgehen des SEM, da solche
Abkommen Standard und für die Schweiz unverzichtbar seien. Die chinesischen
Beamtinnen und Beamten kämen nur auf Einladung in die Schweiz, zudem habe man
seit Inkrafttreten des Abkommens nur 43 Personen nach China zurückgeschafft.
Nachdem Gattiker im August 2020 der APK-NR Rede und Antwort gestanden hatte,
erklärte Tiana Moser (glp, ZH), dass zwar gewisse Vorbehalte ausgeräumt worden seien,
die Debatte über die Verlängerung des Abkommens aber noch nicht abgeschlossen sei.

Im November 2020 reichte dann der Kanton Genf eine Standesinitiative ein, die sich
gegen das «demokratieunwürdige Abkommen mit China» richtete. Gestützt auf die
Verfassung, die EMRK und den UNO-Pakt II zu den bürgerlichen und politischen
Rechten forderte der Kanton von der Bundesversammlung Massnahmen, um
Minderheiten wie die uigurische Gemeinschaft in der Schweiz vor Überwachung und
Einschüchterung durch den chinesischen Staat zu schützen. Zudem müsse in der
Schweiz auch die freie Meinungsäusserung in Bezug auf die Lage in Xinjiang und Ost-
Turkestan sowie die Menschenrechtslage in China garantiert werden.  Die chinesischen
Beamtinnen und Beamten hätten durch das Abkommen – ohne einen offiziellen Status
zu besitzen – während zwei Wochen die Möglichkeit gehabt, Nachforschungen und
Befragungen über chinesische Staatsangehörige anzustellen, so der in der Initiative
formulierte Vorwurf. Zudem hätten diese Beamtinnen und Beamten oft chinesische
Bürgerinnen und Bürger identifiziert, worauf deren Rückschaffung nach China
veranlasst worden sei. Diese Praxis käme laut Initiativtext einer «Verletzung der
Schweizer Verpflichtungen gegenüber der internationalen Gemeinschaft» gleich, da
dadurch bestimmte Minderheiten ungestraft unterdrückt und überwacht würden. Der
Kanton Genf forderte, dass die Verlängerung dieses Abkommens an konkrete
Bedingungen geknüpft werden müsse, um die humanistische Tradition der Schweiz zu
schützen. 3

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich die kleine Kammer mit einer
Standesinitiative des Kantons Genf zu den «schweizerisch-chinesischen
Beziehungen». Im Vorfeld der Session hatte die SPK-SR mit 10 zu 3 Stimmen die
Ablehnung der Initiative beantragt, da sie die technische Vereinbarung mit den
chinesischen Migrationsbehörden für unproblematisch befand und diese zudem im
Dezember 2020 ohne geplante Verlängerung ausgelaufen sei. Die Kommission hielt in
ihrem Bericht fest, dass das fragliche Abkommen in keiner Weise die Überwachung von
Personen durch chinesische Beamtinnen und Beamte in der Schweiz erlaube. Darüber
hinaus würden nur Personen befragt, denen bei der Rückkehr nach China keine
Verfolgung drohe, weshalb der Schutz der Opfer von politischer Verfolgung gesichert
sei. Kommissionssprecher Caroni (fdp, AR) legte im Ständerat zudem dar, dass die
Schweiz über sechzig derartige Vereinbarungen abgeschlossen habe und diese auch
nicht geheim seien, sondern «ungeschickterweise» nicht in der Amtlichen Sammlung
aufgeführt werden. Da die Hauptforderung der Standesinitiative die Nichtverlängerung
der Vereinbarung war, erachtete Caroni diese als erfüllt. 
Auch in den Augen der Genfer Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) war die Initiative
bereits erfüllt. Sie zeigte sich jedoch über die andauernde Überwachung chinesischer
Minderheiten durch chinesische Sicherheitsbeamtinnen und -beamte besorgt und
forderte, dass sich die SIK-SR ebenfalls mit dieser Problematik befassen müsse. Der
Ständerat gab der Standesinitiative keine Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
AMANDO AMMANN

Die Standesinitiative des Kantons Genf, welche ein schweizerisch-chinesisches
Abkommen über die Erlaubnis von Nachforschungen chinesischer Behörden in der
Schweiz kritisierte und den Schutz von chinesischen Staatsangehörigen in der Schweiz
forderte, kam in der Herbstsession 2021 in den Nationalrat. Dieser gab der Vorlage
stillschweigend keine Folge. Die SPK-NR hatte dem Rat im Vorfeld in ihrem Bericht mit
16 zu 8 Stimmen ebendies beantragt. Zwar befürwortete die Kommission das
Initiativanliegen grundsätzlich, sie erachtete den Inhalt jedoch als zu symbolisch. Die
rechtsstaatlichen Prinzipien der Schweiz würden die Überwachung chinesischer
Minderheiten bereits verbieten und auch die freie Meinungsäusserung sei zur Genüge
geschützt. Eine allfällige Verlängerung des Administrativabkommens mit den
chinesischen Migrationsbehörden liege zudem in der Verantwortung des Bundesrats,
wobei die Aussenpolitischen Kommissionen bis anhin nicht über derartige Pläne
informiert worden seien, schloss die Kommission ihre Erwägungen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.09.2021
AMANDO AMMANN
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Aussenwirtschaftspolitik

Le 27 février 2018, le canton de Genève a déposé une initiative demandant l'exclusion
de l'huile de palme et de ses dérivés des discussions de libre-échange entre la Suisse
et la Malaisie et l'Indonésie.
En septembre 2018, la CPE-CE s'est penchée sur la question en examinant
simultanément l'initiative genevoise, ainsi que les interventions 16.3332 et 17.317. Si la
commission, en optant pour le refus de l'ensemble des interventions précitées, n'a pas
jugé pertinent d'exclure totalement l'huile de palme des procédures de libre-échange,
elle a néanmoins déposé une nouvelle motion, demandant au Conseil fédéral de
s'assurer qu'aucune concession susceptible de nuire à la production suisse
d'oléagineux ne soit octroyée à l'occasion des négociations menées avec la Malaisie et
l'Indonésie. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2018
AUDREY BOVEY

Au mois de septembre 2018, le Conseil des Etats a refusé (17 voix pour, 21 contre et 4
abstentions) de donner suite à l'initiative prévoyant l'exclusion de l'huile de palme et
de ses dérivés des discussions de libre-échange entre la Suisse et la Malaisie et
l'Indonésie, déposée par le canton de Genève. L'initiative en question n'a pas suscité
davantage de commentaires, les représentants de la chambre des cantons estimant que
tout avait déjà été dit à l'occasion du traitement des objets 18.3717 et 16.3332. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2018
AUDREY BOVEY

Le 21 mars 2019, le Conseil national a suivi l'avis de sa commission (CPE-CN) et du
Conseil des Etats en refusant à son tour de donner suite à l'initiative genevoise
«exclusion de l'huile de palme et de ses dérivés des discussions de libre-échange
entre la Suisse et la Malaisie et l'Indonésie» (75 voix pour, 97 contre et 9 abstentions). 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.03.2019
AUDREY BOVEY

1) Mo. 12.3975 (SPK-N): AB NR, 2012, S. 2106 f.; Medienmitteilung SPK-N vom 18.10.12; Mo.12.4260 (Stamm); NZZ, 2.7. und
24.8.12; Presse vom 4.10.12; TA, 6.10.12; NZZ, 9.10. und 10.10.12; 24h, 12.10.12; BZ und Blick, 15.10.12; NZZ, 19.10.12; AZ,
25.10.12; SGT, 30.10.12; Presse vom 16.11.12;.
2) Lib., 3 et 23.2.09; TA, 3.2.09; Bund, 5.6.09; LT, 20.6.09.
3) Kt. Iv. 20.338; LT, TA, 24.8.20; TA, 26.8.20; LT, Lib, 27.8.20; TA, 8.9., 6.10.20; LT, 12.10.20; TA, 14.10.20; WW, 15.10.20; LT,
19.10.20
4) AB SR, 2021, S. 664; Bericht SPK-SR vom 26.04.21
5) AB NR, 2021, S. 1871; Bericht SPK-NR vom 3.9.21
6) Communiqué de presse CPE-CE du 3.9.2018
7) BO CE, 2018, p. 762 
8) BO CN, 2019, p. 542 ss.
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